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140. Bundesgesetz: Änderung des Disziplinarstatuts für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter
(NR: GP XV RV 174 AB 269 S. 28. BR: AB 2129 S. 395.)

1 4 1 . Bundesgesetz: Änderung des Lohnpfändungsgesetzes (LPfG-Nov. 1980)
(NR: GP XV RV 260 AB 272 S. 28. BR: AB 2131 S. 395.)

140 . Bundesgesetz vom 19. März 1980,
mit dem das Disziplinarstatut für Rechtsan-
wälte und Rechtsanwaltsanwärter geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und
Rechtsanwaltsanwärter vom 1. April 1872, RGBl.
Nr. 40, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 91/1976, wird wie folgt geändert:

1. Nach dem § 2 wird folgender § 2 a einge-
fügt:

„§ 2 a. Durch Verjährung wird die Verfolgung
eines Rechtsanwalts wegen eines Disziplinarver-
gehens ausgeschlossen, wenn gegen ihn

1. innerhalb von 6 Monaten ab Kenntnis des
Disziplinarrats von dem einem Disziplinar-
vergehen zugrunde liegenden Sachverhalt
oder von allfälligen Wiederaufnahmsgründen
keine Verfügung nach § 29 Abs. 1 getroffen
oder

2. innerhalb von 5 Jahren nach der Beendigung
eines disziplinären Verhaltens kein Einlei-
tungsbeschluß gefaßt oder ein rechtskräftig
beendetes Disziplinarverfahren nicht zu
seinem Nachteil wieder aufgenommen

und innerhalb dieser Fristen auch keine Verfü-
gung nach § 29 a Abs. 5 getroffen worden ist.

Ist der dem Disziplinarvergehen zugrunde
liegende Sachverhalt Gegenstand eines strafge-
richtlichen Verfahrens, so wird der Lauf der im
Abs. 1 angeführten Fristen für die Dauer dieses
Verfahrens gehemmt.

Bildet ein Disziplinarvergehen zugleich eine
gerichtlich strafbare Handlung und ist die straf-
rechtliche Verjährung länger als die im Abs. 1
Z. 2 angeführte Frist, so tritt an deren Stelle die
strafrechtliche Verjährungsfrist.

Begeht der Rechtsanwalt innerhalb der Ver-
jährungsfrist erneut ein Disziplinarvergehen, so
tritt die Verjährung nicht ein, bevor auch für
dieses Disziplinarvergehen die Verjährungsfrist
abgelaufen ist."

2. Im § 12 Abs. 1 lit. b wird der Betrag von
„100000 S" durch den Betrag von „360000 S"
ersetzt.

3. Der Abs. 2 des § 16 hat zu lauten:

„Ist wegen eines dem Disziplinarvergehen zu-
grunde liegenden Sachverhalts ein strafgericht-
liches Verfahren anhängig, so darf bis zu dessen
rechtskräftigem Abschluß wegen derselben Hand-
lung kein Disziplinarerkenntnis gefällt werden."

4. Der § 17 hat zu lauten:

„§ 17. Der Disziplinarrat kann gegen einen
Rechtsanwalt einstweilige Maßnahmen beschlie-
ßen, wenn

1. gegen den Rechtsanwalt wegen des Verdachts
einer strafbaren Handlung gerichtliche Vor-
erhebungen stattfinden oder ein gerichtliches
Strafverfahren anhängig ist oder

2. der Rechtsanwalt wegen einer strafbaren
Handlung vom Gericht rechtskräftig verur-
teilt oder

3. die Disziplinarstrafe der Streichung von der
Liste ausgesprochen worden ist

und die einstweilige Maßnahme mit Rücksicht
auf die Art und das Gewicht des dem Rechts-
anwalt zur Last gelegten Disziplinarvergehens
wegen sonst zu besorgender schwerer Nachteile,
besonders für die Interessen der rechtsschutz-
suchenden Bevölkerung oder das Ansehen des
Standes, erforderlich ist.

Vor der Beschlußfassung über eine einstweilige
Maßnahme muß der Rechtsanwalt Gelegenheit
zur Stellungnahme zu den gegen ihn erhobenen
Anschuldigungen sowie zu den Voraussetzungen
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für die Anordnung einer einstweiligen Maßnahme
gehabt haben. Hievon kann bei Gefahr im Ver-
zug abgesehen werden, doch ist in diesem Fall
dem Rechtsanwalt nach der Beschlußfassung un-
verzüglich Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben.

Einstweilige Maßnahmen sind:

1. bei Rechtsanwälten
a) die Überwachung der Kanzleiführung

durch den Ausschuß der Rechtsanwalts-
kammer,

b) die Entziehung des Vertretungsrechts vor
bestimmten oder allen Gerichten oder
Verwaltungsbehörden,

c) die vorläufige Einstellung der Ausübung
der Rechtsanwaltschaft;

2. bei Rechtsanwaltsanwärtern die teilweise
oder gänzliche Entziehung des Substitutions-
rechts.

Eine einstweilige Maßnahme ist aufzuheben,
zu ändern oder durch eine andere zu ersetzen,
wenn sich ergibt, daß die Voraussetzungen für
ihre Anordnung nicht oder nicht mehr vor-
liegen oder sich in wesentlichen Punkten geändert
haben. Sie tritt spätestens mit der rechtskräftigen
Beendigung des Disziplinarverfahrens außer Kraft.

Beschlüsse über einstweilige Maßnahmen sind
dem Rechtsanwalt, dem Kammeranwalt sowie
dem Oberstaatsanwalt zuzustellen und dem Aus-
schuß der Rechtsanwaltskammer mitzuteilen.

Die Zeit, während der die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft vorläufig eingestellt oder das
Substitutionsrecht gänzlich entzogen war, ist auf
die Disziplinarstrafen nach § 12 Abs. 1 lit. b
und c, ausgenommen die Disziplinarstrafe der
Verlängerung der Praxiszeit, anzurechnen. Bei
Geldbußen entspricht ein Tag der vorläufigen
Einstellung der Ausübung der Rechtsanwaltschaft
oder der Entziehung des Substitutionsrechts dem
360. Teil der höchstzulässigen Geldbuße (§ 12
Abs. 1 lit. b)."

5. Der § 18 hat zu lauten:

„§ 18. Die Strafgerichte sind verpflichtet, den
Disziplinarrat von der Einleitung oder Beendi-
gung gerichtlicher Vorerhebungen oder eines
gerichtlichen Strafverfahrens gegen sowie von der
Verhängung oder Aufhebung der Untersuchungs-
haft über einen Rechtsanwalt oder Rechtsanwalts-
anwärter zu verständigen und ihm eine Ausfer-
tigung des rechtskräftigen Urteils oder der rechts-
kräftigen Strafverfügung zu übersenden. Die
Strafgerichte haben ferner dem Disziplinarrat
auf Verlangen die erforderliche Akteneinsicht zu
gewähren."

6. Im § 29 a Abs. 1 sind die Worte „oder daß es
sich um eine Tat handelt, die vor mehr als fünf

Jahren vom Einlangen der Anzeige an zurückge-
rechnet begangen wurde und keine erhebliche
Pflichtverletzung darstellt" zu streichen.

7. Im § 55 Abs. 2 wird das Wort „Maßregeln"
durch die Worte „einstweiligen Maßnahmen" er-
setzt.

8. Der Abs. 2 des § 56 wird aufgehoben.

9. Der bisherige Abs. 3 des § 56 wird zum
Abs. 2; die darin enthaltenen Worte „mittler-
weiligen Vorkehrungen" werden durch die Worte
„einstweiligen Maßnahmen" ersetzt.

10. Nach dem § 59 wird der folgende Siebente
Abschnitt eingefügt:

„SIEBENTER ABSCHNITT

Löschung

§ 60. Die Löschung der im Register einge-
tragenen Disziplinarstrafen tritt nach Ablauf
der im § 61 angeführten Fristen kraft Gesetzes
ein.

Gelöschte Disziplinarstrafen dürfen in einem
Disziplinarverfahren weder berücksichtigt noch
in Erkenntnissen und Beschlüssen erwähnt wer-
den.

Verurteilungen zu den Disziplinarstrafen der
Einstellung der Ausübung der Rechtsanwaltschaft
und der Streichung von der Liste werden nicht
gelöscht und schließen auch die Löschung anderer
Verurteilungen aus.

§ 61. Die Löschungsfristen betragen:

1. bei einem Verweis drei Jahre ab Rechts-
kraft des Disziplinarerkenntnisses;

2. bei Verurteilung zu einer Geldbuße zehn
Jahre ab der vollständigen Zahlung;

3. bei Verurteilung zur Verlängerung der Pra-
xiszeit oder zum Verlust des Substitutions-
rechts zehn Jahre ab Rechtskraft des Diszi-
plinarerkenntnisses.

§ 62. Wird jemand vor Ablauf der Löschungs-
frist erneut zu einer Disziplinarstrafe rechts-
kräftig verurteilt, so werden alle Disziplinarstra-
fen nur gemeinsam gelöscht. Die Löschungsfrist
bestimmt sich in diesem Fall nach der Einzel-
frist, die am spätesten enden würde, verlängert
sich aber um so viele Jahre, als rechtskräftige und
noch nicht gelöschte Verurteilungen vorliegen.
Die zuletzt rechtskräftig gewordene Verurtei-
lung ist mitzuzählen.

§ 63. Der Bestrafte kann die Feststellung be-
antragen, daß seine Disziplinarstrafe gelöscht ist.
Dieser Antrag ist beim Disziplinarrat einzubrin-
gen, der darüber mit Beschluß zu entscheiden
hat. Dieser Beschluß ist dem Antragsteller sowie
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dem Kammeranwalt zuzustellen und dem Aus-
schuß der Rechtsanwaltskammer mitzuteilen.

Gegen diesen Beschluß steht dem Antragsteller
und dem Kammeranwalt das Rechtsmittel der
Beschwerde nach Maßgabe der Bestimmungen
des Vierten Abschnittes dieses Bundesgesetzes zu."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Mai 1980 in
Kraft.

Auf Disziplinarvergehen, die vor dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes begangen worden
sind, ist dieses Bundesgesetz nur dann anzuwen-
den, wenn die bisherigen gesetzlichen Bestimmun-
gen für den Rechtsanwalt oder Rechtsanwaltsan-
wärter in ihrer Gesamtauswirkung nicht günsti-
ger sind.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Justiz betraut.

Kirchschläger
Kreisky Broda

1 4 1 . Bundesgesetz vom 19. März 1980,
mit dem das Lohnpfändungsgesetz geändert

wird (LPfG-Nov. 1980)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Lohnpfändungsgesetz vom 16. Feber 1955,
BGBl. Nr. 51, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 91/1976, wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 3 hat zu lauten:

„§ 3. Unpfändbar sind, vorbehaltlich der nach
anderen Rechtsvorschriften der Exekution ent-
zogenen Arbeitseinkommen, Teilen hiervon, Bei-
hilfen oder Entschädigungen,

1. zur Hälfte das für die Leistung von Über-
stunden gezahlte Entgelt;

2. die für die Dauer eines Urlaubs über das
Arbeitseinkommen hinaus gewährten Be-
züge, Zuwendungen aus Anlaß eines beson-
deren Betriebsereignisses oder für langjährige
Dienstleistungen, soweit alle diese Beträge
den Rahmen des Üblichen nicht übersteigen;

3. Aufwandsentschädigungen, Zulagen für aus-
wärtige Beschäftigung, das Entgelt für Ar-
beitsmaterial, das vom Arbeit(Dienst)nehmer
selbst beigestellt wird, Schmutz-, Erschwer-
nis- und Gefahrenzulagen, soweit alle diese
Beträge durch Gesetz, Kollektivvertrag,
Satzung, Mindestlohntarif, Betriebsvereinba-
rung, Arbeits- oder Dienstordnung festge-
setzt sind oder den Rahmen des Üblichen
nicht übersteigen;

4. Weihnachtszuwendungen bis zum Betrag
der Hälfte des monatlichen Arbeitseinkom-
mens, höchstens aber bis zum Betrag von
2 700 S;

5. Heirats- und Geburtsbeihilfen, sofern die
Exekution wegen anderer als der aus Anlaß
der Heirat oder der Geburt entstandenen
Ansprüche betrieben wird;

6. Erziehungsgelder, Studienbeihilfen und ähn-
liche Bezüge;

7. Beihilfen, die zur Abdeckung des Mehr-
aufwandes wegen körperlicher oder geistiger
Behinderung, Hilflosigkeit oder Pflegebe-
dürftigkeit gewährt werden;

8. Sterbebezüge."

2. § 4 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Diese Bezüge können nach den für Ar-
beitseinkommen geltenden Vorschriften gepfän-
det werden, wenn nach den Umständen des
Falles, insbesondere nach der Art der vollstreck-
baren Forderung und der Höhe der Bezüge, die
Pfändung der Billigkeit entspricht."

3. § 5 Abs. 1 und 2 hat zu lauten:

„(1) Arbeitseinkommen unterliegt nicht der
Pfändung

1. bei Auszahlung für Monate oder Bruchteile
von Monaten in Höhe von 2 700 S monat-
lich,

2. bei Auszahlung für Wochen in Höhe von
630 S wöchentlich,

3. bei Auszahlung für Tage in Höhe von 100 S
täglich.

(2) Gewährt der Verpflichtete seinem Ehe-
gatten, seinem früheren Ehegatten, einem ehe-
lichen oder unehelichen Kind oder einem sonsti-
gen Verwandten den Unterhalt, so erhöht sich
der unpfändbare Betrag für jede Person, der Un-
terhalt gewährt wird, um 810 S monatlich (190 S
wöchentlich, 30 S täglich)."

4. § 7 Z 4 hat zu lauten:
„4. Das der Pfändung unterliegende Arbeitsein-

kommen des Verpflichteten ist für die Berechnung
des pfändbaren Teiles bei Auszahlung für Mo-
nate auf einen durch 10 S, bei Auszahlung für
Wochen auf einen durch 5 S und bei Auszahlung
für Tage auf einen durch 1 S teilbaren Betrag
nach unten abzurunden."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Mai 1980 in
Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Justiz betraut.

Kirchschläger
Kreisky Broda
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